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Argentinien erklärt Unasur-Austritt
Gemeinsamer Beschluss mit fünf anderen Ländern
Der argentinische Außenminister Jorge Faurie. (Foto: mrecic)
Buenos Aires (AT/mc) - Argentinien ist mit fünf weiteren Staaten vorläufig aus dem Staatenverband Unasur ausgetreten. Außenminister Jorge Fauri unterzeichnete gemeinsam mit seinen Amtskollegen aus Brasilien, Chile, Peru, Kolumbien und Paraguay eine entsprechende Erklärung. Diese übersandten sie dem bolivianischen Außenminister Fernando Huanacuni, dessen Land turnusmäßig den Unasur-Vorsitz von Argentinien übernommen hat.
Vorrangiger Grund ist die Schwierigkeit, den seit Januar 2017 vakanten Posten des Generalsekretärs neu zu besetzen. Vor einigen Monaten hatte Argentiniens Präsident Mauricio Macri seinen aktuellen Botschafter in Chile, José Octavio Bordón, für den Unasur-Chefsessel in Quito vorgeschlagen. Doch Venezuela und Bolivien widersetzten sich. Daraufhin hatte die argentinische Regierung kurzfristig die in Buenos Aires angesetzte Konferenz der Unasur-Sicherheitsminister abgesagt.
Die Austrittsländer beklagen in ihrer Erklärung die „Unmöglichkeit“, sich einvernehmlich auf einen neuen Generalsekretär verständigen zu können. Ehe es keine„konkreten Ergebnisse“ gebe, die geeignet seien, ein „angemessenes Funktionieren der Organisation“ zu garantieren, wolle man der Union nicht angehören.
Die aktuelle Entscheidung spiegelt indes auch die politische Zerrissenheit des Subkontinents wider. Die Länder, die ihre Mitgliedschaft zeitweilig ruhen lassen wollen, hatten sich beim jüngsten Amerika-Gipfel in Peru zur sogenannten „Lima-Gruppe“ zusammengeschlossen, um auf die sozialistische Regierung in Venezuela Druck auszuüben. Dies stieß auf den Widerstand von Ländern wie Bolivien.
Macri hatte Demokratiedefizite in Venezuela angeprangert und dazu aufgerufen, die dort anstehenden Wahlen, bei denen sich Nicolás Maduro im Präsidentenamt bestätigen lassen will, nicht anzuerkennen.
Venezuelas Außenminister Jorge Arreaza warf andersherum den Staaten der „Lima-Gruppe“ vor, sich mit ihren Angriffen auf den Unasur-Verband „fremden Interessen“ unterzuordnen. Die Union der südamerikanischen Länder war vor zehn Jahren von dem mittlerweile verstorbenen venezolanischen Präsidenten Hugo Chávez ins Leben gerufen worden. Ziel war, den US-Einfluss auf die Region einzudämmen. Erster Generalsekretär war der argentinische Ex-Präsident Néstor Kirchner, der 2010 verstarb. Vorerst verbleiben neben Venezuela und Bolivien noch Ecuador, Guyana, Surinam und Uruguay in der Gruppe.
Argentinien
Macri: Fremdenverkehr wächst weiter
Tagung des Tourismus-Weltrats in Buenos Aires
Mauricio Macri beim Tourismus-Gipfel. (Foto: casarosada.com.ar)
Buenos Aires (mc/dpa) - Der Tourismus wird nach Einschätzung von Präsident Mauricio Macri nicht aufhören zu wachsen: „Es ist ein Sektor voller Potenzial in Argentinien und essenziell für die Entwicklung unserer Bevölkerung“, formulierte der argentinische Staatschef bei seinem Auftritt beim Gipfel des World Travel & Tourism Council (WTTC). Der Tourismus-Weltrat tagte vor wenigen Tagen im Hilton Hotel von Buenos Aires.
Macri betonte gegenüber den Tourismusunternehmern, dass Argentinien unter seiner Führung zur Weltgemeinschaft zurückgekehrt sei mit der Überzeugung, vieles anbieten zu können. Der Präsident nannte neben den Natur-Attraktionen des Landes wie den Wasserfällen von Iguazú, der Schlucht von Humahuaca, den Küsten Patagoniens und den Gletschern vor allem die „Gastfreundschaft der Argentinier“ als Pfund, mit dem man wuchern könne.
Die Zahl der ausländischen Gäste sei seit einem Jahr unaufhörlich gestiegen. Und auch der Fremdenverkehr der Inländer stelle einen großen Wachstumsmarkt dar, führte Macri aus. Am langen Osterwochenende seien landesweit insgesamt 2,2 Millionen Touristen registriert worden - 70 Prozent mehr als im Jahr zuvor.
Der Tourismus helfe, die Armut im Land zu lindern, deren Bekämpfung prioritäres Anliegen der Regierung sei, betonte der Präsident. Als besonders positives Beispiel nannte er den Ort Concepción de Yaguareté Corá in der Provinz Corrientes. Früher hätten sich junge Menschen gezwungen gesehen, ihre Heimatregion zu verlassen, da es keine beruflichen Perspektiven gab. Heute fänden viele Arbeit als Fremdenführer in den nahe gelegenen Esteros del Iberá - einem großen Feuchtgebiet mit faszinierender Flora und Fauna.
Macri dürfte seinerseits gerne die Prognose von Christopher Nassetta gehört haben. Der WTTC-Chairman schätzte, dass Argentinien in den kommenden Jahren mit Investitionen in Höhe von fast 2 Milliarden US-Dollar zum Ausbau des Tourismusbereichs rechnen könne. Derzeit hingen 1,8 Millionen Arbeitsplätze im Land mit dem Fremdenverkehr zusammen. Innerhalb des nächsten Jahrzehnts könnten 300.000 weitere hinzukommen, skizzierte Nassetta rosige Aussichten.
An Tourismus-Gipfel nahmen über 800 Vertreter von Unternehmen aus der Fremdenverkehrsbranche teil. Die Unternehmen stehen nach WTTC-Angaben weltweit inzwischen für 10,4 Prozent der Wertschöpfung. Bis 2029 könne dieser Anteil um einen weiteren Prozentpunkt steigen, erklärte Gloria Guevara, die neben Nassetta an der Spitze des Tourismus-Weltrats steht. Die Schaffung neuer Arbeitsplätze werde jedoch gefährdet, wenn nicht mehr auf Nachhaltigkeit im Tourismus gesetzt werde, warnte sie. Die in Buenos Aires ebenfalls tagenden Tourismusminister des G20-Staaten hatten in einer gemeinsamen Erklärung am Dienstag ebenfalls für die Förderung einer nachhaltigen Entwicklung im Tourismus geworben.
Die Unterkunftsplattform Airbnb hat in Buenos Aires die Eröffnung eines globalen Büros zur Förderung des nachhaltigen Tourismus angekündigt. Man arbeite mit den jeweiligen lokalen Behörden zusammen, um in Städten mit großem Touristenandrang zu verhindern, dass die Wohnungen ganzer Stadtteile vorwiegend Reisenden angeboten werden und somit ihre festen Einwohner verlieren. In Barcelona etwa seien deshalb Unterkünfte im Stadtzentrum von der Plattform entfernt worden, sagte Chris Lehane, Head of Global Policy bei Airbnb.
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Alfonsín-Denkmal
Zuletzt hatte es in der Nationalregierung zwischen den Koalitionspartnern Pro und UCR rumort. Eine günstige Gelegenheit, nach außen hin Einigkeit zu demonstrieren, bot nun die Einweihung des Denkmals für Ex-Präsident Raúl Alfonsín in La Plata an der Kreuzung der 12. und 53. Straße. Der vor neun Jahren verstorbene Radikalen-Führer war der erste frei gewählte Präsident nach der Militärdiktatur und gilt als „Vater der Demokratie“. In die Provinzhauptstadt fand sich nicht nur die Spitze der UCR um ihren Vorsitzenden Alfredo Cornejo ein, sondern auch führende Repräsentanten der Pro-Partei von Präsident Mauricio Macri: Provinzgouverneurin María Eugenia Vidal sowie Kabinettschef Marcos Peña und Innenminister Rogelio Frigerio als Vertreter der Nationalregierung. In den letzten Wochen hatte es unter den Koalitionären Uneinigkeit über den Wirtschaftskurs gegeben; beispielsweise was den von Macri beabsichtigten Verkauf der Staatsanteile am Stromkonzern Transener betrifft. Auch ansonsten sind in der UCR immer wieder Klagen zu hören, dass sie in der Regierung nicht ausreichend vertreten sei, wie zuletzt von Ex-Senator Ernesto Sanz moniert.
Bullrich entschuldigt sich
Die Sicherheitsministerin Patricia Bullrich hat sich im Fernsehen in einer Art und Weise über die Niederlande geäußert, die nicht nur die aus Argentinien stammende holländische Königin Máxima verwundert haben dürfte. América TV sagte Bullrich: „In Holland spricht man heute von einem Drogenstaat. Sie sind in einer Krise. Sie sind die Hauptexporteure synthetischer Drogen in Europa. Und das alles wegen der Legalisierung, die das Gefahrenbewusstsein senkt.“ Bullrich gab an, dass sie damit in erster Linie ein Statement gegen die Legalisierung von Drogen in Argentinien abgeben wollte. Doch ihre Formulierung sorgte für scharfe Kritik auch in den eigenen Reihen. Kabinettschef Marcos Peña fühlte sich zu der Aussage verpflichtet, dass Argentinien und die Niederlande eine enge Freundschaft pflegten. Eine Entschuldigung Bullrichs ließ nicht lange auf sich warten. Der Zeitung „Clarín“ sagte die Ministerin, dass es ihr fern läge, die holländische Regierung zu attackieren.
Meteorologin macht Karriere
Eine argentinische Meteorologin schreibt Geschichte: Mit Dr. Celeste Saulo wurde erstmals eine Frau an die Führungsspitze der Weltorganisation für Meteorologie (WMO) gewählt. Die 53-jährige Wissenschaftlerin aus Buenos Aires, die auch den argentinischen Wetterdienst (SMN) leitet, wird ab sofort als Vizepräsidentin der UN-Sonderorganisation mit Sitz in Genf fungieren. Sie löst den Briten Bob Varley auf diesem Posten ab. Saulo wirkt zudem als Dozentin an der Universität von Buenos Aires sowie als Forscherin des nationalen Forschungsrates Conicet. „Ich hoffe, dass durch mein Beispiel auch andere Frauen ermutigt werden, an ihre Fähigkeiten zu glauben und Herausforderungen anzunehmen“, kommentierte Saulo ihre Wahl gegenüber der argentinischen Nachrichtenagentur Télam.
Erleichterungen angekündigt
Die Unzufriedenheit über steigende Kosten und Gebühren ist allenthalben groß. Um dieser Stimmung entgegenzuwirken, kündigte Gouverneurin María Eugenia Vidal für die Provinz Buenos Aires nun an, Steuern, die bei öffentlichen Leistungen für Strom, Gas und Wasser anfallen, zu streichen. Dies bedeutet für die Konsumenten eine Reduzierung der Gesamtkosten um 15,2, 6,3 bzw. 6,2 Prozent. Die Maßnahme soll bereits ab Anfang Mai greifen. Vidal folgte damit einer entsprechenden Empfehlung, die Präsident Mauricio Macri am Montag bei einer Rede in Neuquén an alle Gouverneure des Landes ausgesprochen hatte.
Eigentumstitel für „Villa“-Bewohner
Mit einem ehrgeizigen Plan will die Nationalregierung die prekäre Wohnsituation in den Elendsvierteln („villas“) besser in den Griff bekommen: Sie plant, die bisherigen formalen Grundstücksbesitzer der landesweit 4228 Armenviertel zu enteignen und stattdessen die tatsächlichen Bewohner mit Eigentumstiteln auszustatten. Das Regierungslager sieht dies als Voraussetzung für die Urbanisierung der Wohngebiete, in denen es an grundsätzlichen Dingen wie Wasser, Strom oder verkehrlicher Anbindung mangelt. Rund 3,5 Millionen Menschen soll die Maßnahme zu Gute kommen. Die Abgeordnete Elisa Carrió von der Regierungsallianz „Cambiemos“ sprach von einem „außergewöhnlichen Fortschritt“: Wenn eine Person einen Wohnsitz und Eigentum aufweise, habe sie eine Identität, entwickele Bürgersinn und genieße grundlegende Menschenrechte, so Carrió. Rund 61 Prozent der Flächen, die die Regierung zu enteignen gedenkt, gehören Privatpersonen, sieben Prozent ist Eigentum der Provinzen, 13 Prozent sind in kommunalem Besitz. Bei weiteren 13 Prozent der Fälle gibt es keine katastermäßige Erfassung. Den bisherigen Besitzern will die Regierung Entschädigungsangebote unterbreiten. Denjenigen, die ihr Grundstück spenden, könnten Steuerschulden erlassen werden. (AT/mc/mag)
Meinung
Die teure Sozialpolitik
Von Juan E. Alemann
Die finanzielle Last der Sozialausgaben ist in den letzten Jahrzehnten ständig gestiegen und so hoch geworden, dass sie schwer zu verkraften ist. Das Wirtschaftssystem ist zum Teil kapitalistisch und zum anderen Teil sozialistisch. Es besteht zwar im Prinzip eine Marktwirtschaft, aber mit viel staatlicher Intervention, die oft störend wirkt. Orthodoxe Ökonomen analysieren die Wirtschaft, als ob es sich um reinen Kapitalismus handeln würde, und gelangen zu irrealen Schlussfolgerungen. Die Mischung von Kapitalismus und Sozialismus ist prinzipiell instabil und schwer zu verstehen und zu verwalten.
Die Sozialpolitik wurde nicht von Perón eingeleitet, wie es oft dargestellt wird. Die wichtigste Maßnahme auf diesem Gebiet wurde 1884 von der konservativen Regierung von Julio A. Roca durchgeführt, als er die obligatorische, unentgeltliche und nicht religiöse Grundschulerziehung einführte. Die Alphabetisierung stellt die Grundlage für die Eingliederung in die Wirtschaft und den sozialen Aufstieg dar. Das Erziehungswesen wurde danach schrittweise ausgebaut, mit Sekundarschulen und Universitäten, die alle unentgeltlich waren und der Staatskasse zur Last fielen. Die Qualität dieser Erziehung war auch gut, bis sie dann durch die Lehrergewerkschaften beeinträchtigt wurde, besonders nach der letzten Militärregierung. Unter konservativen Regierungen wurde auch ein öffentliches unentgeltliches Gesundheitssystem geschaffen, mit Hospitälern im ganzen Land.
Perón hat die Sozialpolitik weitgehend politisiert. Das fing schon 1943 nach der Militärrevolution vom 4. Juni an, die Perón an die Macht brachte. Damals wurden Mieten eingefroren, in einer völlig irrationalen Form, die zu einer Verschärfung des Wohnungsproblems führte. Auch wurden Rentensysteme geschaffen, bei denen das Rentenalter zunächst auf 50 Jahre (sic!) festgesetzt wurde. Das wurde erst 1968 unter Onganía stufenweise korrigiert, auf 65 bzw.. 60 Jahre. Perón konzentrierte sich auch auf die Arbeitsgesetzgebung, erteilte dabei den Arbeitnehmern mehr Rechte und eine starke Position, schuf jedoch dabei einen dauerhaften Inflationsfaktor und eine Produktivitätshemmung. Perón betrieb auch Sozialpolitik auf Kosten der Landwirtschaft, um die Lebensmittel zu verbilligen, was sich verheerend auf die Produktion auswirkte.
Nach dem Sturz von Perón im Jahr 1955 wurde die Erweiterung der Sozialpolitik weitergeführt. Aramburu schuf den Familienlohn, Frondizi und nachfolgende Regierungen bauten das Rentensystem aus und schufen weitere soziale Leistungen, und Onganía führte die gewerkschaftlichen Sozialwerke ein.
Cristina Kirchner erweiterte das Rentensystem durch Einschluss von Personen im rentenfähigen Alter, aber ohne die notwendigen Beiträge. Dadurch entstanden ca. 2,5 Millionen mehr Rentner. Und Macri vervollständigte das System mit einer Altersrente für alle. Das Pensionierungssystem kostet jetzt 9,85 Prozent des Bruttoinlandsproduktes, etwa ein Prozentpunkt mehr als 2015, und 2019 wird mit ca. 10% gerechnet. Vor 25 Jahren waren es noch um die 5%.
Abgesehen von den zahlreichen sozialen Leistungen, die ab 2002 im Zuge der Krise entstanden und dann beibehalten wurden, haben die Kirchners auch Sozialpolitik über niedrige Tarife öffentlicher Dienste vollzogen, was in Subventionen zum Ausdruck kommt, die im Wesen irrational und finanziell untragbar waren, und unter Macri verringert wurden, was sehr konfliktiv ist. Die Gesellschaft hat sich an einen anormal hohen Umfang der Sozialausgaben gewöhnt. Sie auf ein vernünftiges Maß einzuschränken und rationeller zu gestalten, ist gewiss nicht einfach.
Meinung
Im Blickfeld: Woher kommt der Hass?
Von Anne-Beatrice Clasmann
Berlin (dpa) - Mit Rassismus und Antisemitismus ist es in Deutschland ein bisschen so wie mit der Einwanderung. Erst tut die Politik so, als gäbe es das bei uns gar nicht. Dann reiben sich alle die Augen, weil sie plötzlich feststellen, dass es sich um ein Massenphänomen handelt, um das man sich dringend einmal kümmern müsste. Ein Beauftragter wird ernannt. In den Talkshows schlagen die Wogen hoch.
Künstler regen sich über die Vergabe des Echo-Musikpreises an Kollegah und Farid Bang auf. Sie finden die Textzeilen der beiden Gangsta-Rapper zu Juden und dem Holocaust geschmacklos und menschenverachtend. Die meisten von ihnen - von der Schlagersängerin Helene Fischer bis zum Stardirigenten Daniel Barenboim - dürften wohl überhaupt erst durch die Echo-Kontroverse auf das Macho-Duo aufmerksam geworden sein. Mittlerweile ist der Musikpreis abgeschafft
Zugleich sorgt der brutale Gürtel-Angriff eines syrischen Flüchtlings auf einen arabischen Israeli mit jüdischer Kopfbedeckung für Entsetzen. Auch bei der Verbrennung einer israelischen Flagge bei einer Demonstration in Berlin waren wohl Syrer aktiv, die noch nicht lange in Deutschland waren. Sie stammen aus einem Land, in dem über Israel und das Judentum auch im schulischen Kontext vor allem negativ gesprochen wird. Hintergrund ist die israelische Besetzung und spätere Annexion der syrischen Golanhöhen. Das „Feindbild Israel“ diente arabischen Herrschern in den vergangenen Jahrzehnten aber auch generell als probates Mittel, um innenpolitischen Dissens zu unterdrücken.
Der Vorsitzende des Zentralrats der Muslime in Deutschland, Aiman Mazyek, kennt die Probleme und die Verschwörungstheorien. Neulich hat er eine Gruppe syrischer Flüchtlinge durch das frühere Konzentrationslager Buchenwald geführt. Er will islamische Prediger - am liebsten zusammen mit Rabbinern - in Schulklassen schicken.
Der Islamwissenschaftler Muhammad Sameer Murtaza erklärt in seinem Buch „Schalom und Salam. Wider den islamisch verbrämten Antisemitismus“, das Mitte Mai erscheint, woher judenfeindliche Einstellungen unter muslimischen Zuwanderern rühren. Murtaza hat pakistanische Wurzeln, ist in Deutschland geboren. Er beklagt, Muslime wie er erführen in deutschen Schulen zwar viel über die Ermordung von Millionen von Juden durch die Nationalsozialisten. Der Nahost-Konflikt werde jedoch im Schulunterricht „großzügig ausgespart“.
Diese Lücke könne - im Zusammenspiel mit emotional vorgetragenen Informationen von arabischen Glaubensbrüdern in der Moschee oder aus anderen Quellen - dazu führen, „dass Muslime den Konflikt als eine Auseinandersetzung zwischen Islam und Judentum missdeuten“. Murtaza sagt, wer antisemitische Argumente im muslimischen Milieu dekonstruieren wolle, dürfe nicht nur mit Schuldzuweisungen arbeiten: „Auch Vorbilder sind wichtig, zum Beispiel Muslime, die Juden vor dem Holocaust gerettet haben.“
Von den politisch motivierten Delikten, die die Polizei im vergangenen Jahr erfasst hat, hatten nach Angaben des Bundesinnenministeriums 1495 einen antisemitischen Hintergrund,
1069 wurden als „islamfeindliche“ Straftaten gemeldet. In 127 Fällen geht die Polizei von einem „christenfeindlichen“ Hintergrund aus. Dabei ist wohl nicht immer ganz trennscharf festzustellen, ob für die einzelnen Täter die religiöse Zugehörigkeit oder die Herkunft des Opfers im Vordergrund stand.
Die Zahl der antisemitischen Straftaten blieb in den vergangenen drei Jahren relativ konstant - auf hohem Niveau. 2015 waren 1366 Fälle gemeldet worden, 2016 waren es 1468 Straftaten.
Eine Aufschlüsselung nach dem politischen Hintergrund der mutmaßlichen Täter existiert für das Jahr 2017 bisher nur für die 707 Fälle, die in den auf Anfrage der Linksfraktion erhobenen vorläufigen Quartalszahlen der Polizei auftauchen. Nachmeldungen sind dabei nicht berücksichtigt. Aus der Aufstellung geht hervor, dass von diesen 707 antisemitischen Straftaten im vergangenen Jahr 651 einen rechten Hintergrund hatten. In 16 Fällen steckte eine „ausländische Ideologie“ dahinter, in 15 Fällen eine „religiöse Ideologie“. Lediglich zu einer Gewalttat wurde ein linker Tatverdächtiger ermittelt. 24 Fälle konnte die Polizei nicht zuordnen.
Ähnlich wie bei der #MeToo-Debatte über Sexismus und sexualisierte Gewalt ist auch in der Diskussion über Antisemitismus gut beraten, wer den Bogen nicht zu weit spannt. Der israelische Energieminister Juval Steinitz hat dem in Israel geborenen Hollywood-Star Natalie Portman am vergangenen Wochenende vorgeworfen, ihr Verhalten „grenze an Antisemitismus“. Grund für seinen Zorn: Portman hatte aus Protest gegen die Politik des israelischen Regierungschefs Benjamin Netanjahu auf eine Preisverleihung in Jerusalem verzichtet. (dpa)
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Randglossen
Das laufende Jahr ist im argentinischen Wahlkalender ein Übergangsjahr, anders als 2017, in dem ebenso wie nächstes Jahr Wahlen abgehalten wurden bzw. werden. Derzeit bemühen sich Oppositionspolitiker um Kandidaturen, wogegen die Regierungskoalition mit Präsident Mauricio Macri an der Spitze dessen Wiederwahl für eine zweite Amtsperiode vorbereiten muss. Hier spielt auch eine politische Rolle die Gouverneurin María Eugenia Vidal, die sich als besonders charismatisch entpuppt hat und sicherlich eine Wiederwahl anstreben wird. Die Provinz Buenos Aires ist der bevölkerungsmäßig größte Gliedstaat in Argentinien, so dass die Wahlergebnisse landesweit entscheidend wirken. Alles deutet auf die Wiederwahlen von Präsident Macri und Gouverneurin Vidal im kommenden Jahr hin, unbeschadet möglicher politisch gewichtiger Ereignisse bis zu den Wahlen.
So ändern sich die Zeiten. Als Donald Trump sich vor knapp zwei Jahren im Präsidentschaftswahlkampf populär geben wollte, erklärte er noch zum Thema Staatsbesuche: „Wir sollten überhaupt keine Dinner haben. Wir sollten Hamburger an einem Konferenztisch essen und wir sollten bessere Deals mit China und anderen machen. Vergesst Staatsbankette. Sie kosten ein Vermögen.“ Nun, längst selbst im Amt des Präsidenten, lässt Trump für seinen französischen Amtskollegen Emmanuel Macron gewaltig auftafeln: Für das Karree vom Frühlingslamm mit angeflammten Cipollini-Zwiebeln und Sauce Soubise, dazu goldener Carolina-Reis a la Jambalayam, von Vor- und Nachspeise nicht zu reden, legten die US-amerikanischen Gastgeber einen sechsstelligen Dollarbetrag hin. Auf Hamburger und Pommes musste Macron im Weißen Haus diesmal verzichten.
Plötzlich standen in Managua diese Bäume - 17 Meter hoch, sieben Tonnen schwer, nachts gelb-golden blinkend. Designt hat sie angeblich die Ehefrau des nicaraguanischen Präsidenten Daniel Ortega, Rosario Murillo. Tatsächlich aber sehen sie den „Lebensbäumen“ des österreichischen Malers Gustav Klimt zum Verwechseln ähnlich. Auch ihr Name „Árboles de Vida“ klingt nicht gerade nach einer Neuerfindung Murillos. In den letzten Tagen, seit die Regierung eine umstrittene Rentenreform angekündigt hat, sind viele der 94 Glitzerbäume den Sägen der Bürger zum Opfer gefallen. Murillo könnte nun behaupten, dass ihre Landsleute keinen Sinn für (ihre) Kunst haben. Wahrscheinlicher ist aber, dass die Nicaraguaner die Stromkosten der Lebensbäume lieber in anderen Projekten investiert wüssten. Schließlich verbraucht jeder Baum pro Nacht so viel Energie wie 33 Wohnungen.
Wirtschaft
Zehn Offerten für die PPP-Ausschreibung
Am Dienstag wurden die Offerten für den Bau und die Betreibung (einschließlich Instandhaltung) von Autobahnen und Straßen bekanntgegeben, die sich an die Bedingungen des neuen Systems der öffentlich-privaten Zusammenarbeit (benannt PPP, “participación público-privada”) halten, das durch ein Gesetz von November 2016 geschaffen wurde, und zum ersten Mal angewendet wird. 19 lokale und 7 multinationale Unternehmen, die 10 Konzerne bilden, reichten Offerten ein, in einigen Fällen für mehrere Objekte, so dass es insgesamt 32 Offerten gab.
Dieses Mal wurden nur die Couverts geöffnet, die sich auf die Qualität des Anbieters beziehen, was eine Beschreibung der beteiligten Unternehmen und ihrer bisherigen Tätigkeit umfasst. Danach, angeblich am 10. Mai, wird das zweite Couvert geöffnet, das sich auf die wirtschaftlichen und finanziellen Aspekte der Offerte bezieht. Zwischen dem 16. Mai und dem 1. Juni 2018 sollen dann die Zuteilungen erfolgen.
Es handelt sich bei dieser Ausschreibung um 1.494 km Straßen (die zum Teil mit einer zusätzlichen Fahrbahn erweitert werden, um den Verkehr zu erleichtern), 813 km Autobahnen und 252 spezielle Bauten, die sich auf Brücken, Umkreisung von Dörfern und Zugang zu Städten, Dörfern und Häfen beziehen. Alle Bauten finden in den Provinzen Buenos Aires, La Pampa, Santa Fé, Córdoba und Mendoza statt.
Der Direktor des Straßenbauamtes (“Vialidad Nacional”), Javier Iguacel, erklärte, in den drei Etappen der PPP-Ausschreibungen (von denen diese die erste ist), sollen u$s 12,5 Mrd. in den ersten 5 Jahren investiert werden, zu denen noch u$s 4,2 Mrd. in weiteren 10 Jahren hinzukommen. Ingesamt sollen dabei 4.000 Arbeitsplätze geschaffen werden. Bei dieser ersten Ausschreibung soll es sich um Investitionen von u$s 6 Mrd. in 5 Jahren handeln, zu denen dann u$s 2,2 Mrd. in 9 Jahren hinzukommen.
Die Finanzierung der einzelnen Objekte entfällt ausschließlich auf die Privatunternehmen, die den Zuschlag erhalten haben. Die Unternehmen können dabei eigene Mittel oder Kredite einsetzen. Was in dieser Beziehung kritisiert wird, ist, dass die Privatunternehmen höhere Zinsen als der Staat zahlen müssen, was das Projekt verteuert. Das Garantieproblem wurde nicht gelöst. Die Weltbank und die Interamerikanische Entwicklungsbank (BID) haben sich im Prinzip bereit erklärt, in dieser Beziehung mitzuwirken. Aber konkrret gab es danach nichts. Um die Zahlungen sicherzustellen, die auf den Staat entfallen, wurde im Haushaltsgesetz für 2018 ein Treuhandfonds geschaffen, der mit einer Steuer auf Dieselöl gespeist wird. Das soll das Vorhandensein der Mittel für die Zahlunngen sicherstellen, die auf den Staat entfallen.
Die Amortisation und Verzinsung des investierten Betrages wird zum Teil mit Mautgebühren und zum anderen Teil mit Zuschüssen aus dem Treuhandfonds erfolgen.
Das Straßenbauamt wird den Unternehmen ein Zertikat ausstellen, das sich auf den investierten Betrag bezieht, und das gilt dann als Bestätigung der Investition, die der Staat ab Beendigung des Baus in Raten zahlen muss.
Theoretisch, wenn alles so läuft, wie es vorgesehen ist, haben die Unternehmen ein Interesse, den Bau zu beschleunigen, weil sie dann vorher die Einnahmen aus den Mautgebühren und Zahlungen des Treuhandfonds erhalten. So wie das System bekanntgegeben wurde, besteht keine Prämie für die Durchführung des Projektes zu Kosten, die unter dem staatlichen Voranschlag liegen. Es wurde auch nicht angegeben, was geschieht, wenn der Betrag der Investition höher liegt. Es bestehen noch mehrere nicht genau geklärte Aspekte dieser Verträge, die während der Bauzeit entschieden werden müssen, was eine gute Beziehung vom Staat (in diesem Fall das Straßenbauamt) zu den Unternehmen voraussetzt. Es sollte dabei eine unabhängige Schlichtungsinstanz geben, was jedoch nicht erwähnt wurde.
Als Vorbild für die Anwendung dieses Systems wurde Chile genommen, wo ein großer Teil der Straßen auf diese Weise gebaut und betrieben wurde. In den Vereinigten Staaten hingegen wird das System nicht angewendet, weil der Staat, der dort ein zuverlässiger Zahler ist, sich billiger als Privatunternehmen finanziert. In Argentinien werden die Objekte, die mit diesem System gebaut werden, finanziell wegen höherer Zinsen verteuert, aber wegen einer effizienterer Durchführung, die das System anspornt, billiger als beim traditionellen System sein. Wichtig ist dabei auch, dass die Verschuldung der Privatunternehmen nicht zur Staatsverschuldung hinzugezählt wird, obwohl der Staat die Verantwortung für die Rückzahlung der Kredite trägt. Das führt dann zu einer Verringerung der Staatsausgaben und des Defizites der Staatsfinanzen.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 20,55, gegen $ 20,45 eine Woche zuvor. Doch die ZB musste in drei Tagen dieser Woche u$s 2,11 Mrd. verkaufen, davon u$s 1,47 Mrd. am Mittwoch, um den Kurs zu halten. Der Devisenumsatz stieg dabei in einem Tag zum Mittwoch um 83%. Die hohe Dollarnachfrage ist an erster Stelle auf die Anhebung der Zinsen der Federal Reserve der USA zurückzuführen, und dann auf interne Faktoren, wie die Tarifdiskussion, die Aussicht auf eine höhere Inflation als vorgesehen, und das zunehmende Defizit der Leistungsbilanz. Die Devisenreserven lagen am Mittwoch bei u$s 59,32 Mrd., gegen u$s 61,36 Mrd. eine Woche zuvor. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.4.18 bei $ 24,51, was einen Jahreszinssatz von 20,87% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires ging in einer Woche zum Mittwoch um 5,03% zurück, und lag somit um 0,40% unter Ende Dezember 2017.
***
Die argentinischen Staatsbonds lagen in einer Woche zum Mittwoch im Zeichen der Baisse. Die Entwicklung war wie folgt: Argentina 2019: -0,05%; Argentina 2021: -0,24%; Argentina 2026: -1,57%; Argentina 2046: -2,81; Bonar 2024: -0,26%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 502,22 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 511,15), und bei 24 Karat zu $ 811,33 ($ 825,74).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 23.4.18 um 28,58%, und allein in einer Woche um 3,95%. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, stieg in der gleichen Periode um 26,98%.
***
Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 23.4.18 um 33,17% auf $ 2,23 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 49,28% auf $ 1,53 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 6,17% auf $ 31 Mrd., und die Dollakredite nahmen um 49,80% auf $ 1,53 Bio. zu.
***
Die Zahl der im öffentlichen Bereich beschäftigten Arbeitnehmer ging im Februar um 32.300 Persnen zurück, berichtet das Arbeitsministerium. Die Gesamtzahl der eingetragenen Beschäftigten nahm von 12,36 Mio. im Dezember 2017 auf 12,34 Mio. im Januar und 12.31 Mio. im Februar 2018 ab. Im Februar lag die Zahl der von der Privatwirtschaft formell beschäftigen Arbeitnehmer bei 6,30 Mio, 77.900 mehr als im gleichen Vorjahresmonat. Die Zahl der vom Bundesstaat, den Provinzen und den Gemeinden beschäftigten erreichte im Februar 3,13 Mio.
***
Am Mittwoch brachte das Finanzministerium Schatzscheine für u$s 1 Mrd und $ 29 Mrd. auf dem lokalen Finanzmarkt unter. Für Schatzscheine zum 30.11.18 betrug der Zinssatz 3,05%, und für solche auf 12 Monate 3,69%. Die Pesobonds werden gemäss CER-Index berichtigt, und außerdem zu 4,81% verzinst.
***
Der Index der Industrieproduktion, den das Wirtschaftsinstitut FIEL, berechnet, verzeichnet im März eine interannuelle Zunahme von 3%. Das 1. Quartal 2018 liegt somit um 3,9% über der gleichen Vorjahresperiode und (saisonbereinigt) um 3,5% über dem 4. Quartal 2017.
***
Die Gewerkschaften der Erdölwirtschaft und die Vertretung der Unternehmr haben das diesjährige Arbeitsabkommen mit einer Zulage von 15% plus einer zukünftigen Revision, die die Inflation berücksichtigt, abgeschlossen. 7,5% werden ab April und 7,5% ab Oktober bezahlt, so dass die durchschnittliche Zunahme in 12 Monaten unter 15% liegt.
***
Der Index der Industrieproduktion, den die Consulting-Firma Orlando Ferreres & Partner berechnet, weist für März 2018 eine interannuelle Zunahme von 4,2% aus, womit das 1. Quartal um 4,6% über der gleichen Vorjahresperiode lag. Die Märzzunahme wurde vornehmlich durch die Zulieferanten der Bauindustrie und die Fahrzeugindustrie angetrieben. Hingegen fand ein Rückgang bei Nahrungsmitteln statt.
***
Die Regierung hat per Dekret beschlossen, alle sozialen Amtswege auf die ANSeS zu konzentrieren. Die Vorstellungen können persönlich und in vielen Fällen auch per Telefon oder Internet erfolgen. Auch der Geburtsschein eines Neugeborenen und der DNI-Ausweis sollen auf diesem Weg beantragt werden. Für die ANSeS stellt dies eine bedeutende zusätzliche Belastung dar, wobei das Amt ohnehin schon stark belastet ist und sich bei der Abfertigung von Pensionierungsanträgen u.a. Dingen in Verzug befindet.
***
Durch Beschluss 4229 der AFIP wurde eine Tabelle mit den Werten bekanntgegeben, die bei der Berechnung der Steuer auf persönliche Güter für 2017 bei einzelnen Aktiven eingesetzt werden müssen. Das bezieht sich an erster Stelle auf Automobile, Lastwagen und Nutzfahrzeuge, und auch auf Devisenguthaben, die zum Kurs von $ 18,549 umgerechnet werden müssen. Die Steuer auf persönliche Güter für 2017 ist am 22, bzw. 13. Juni 2018 fällig.
***
Im März 2018 kauften ca. 900.000 Personen insgesamt u$s 3,16 Mrd. in Dollarscheinen bei Banken und eingetragenen Wechselstuben, berichtet die ZB. Es waren 120.000 Personen und u$s 937 Mio. mehr als im gleichen Vorjahresmonat. Die Zunahme der Dollarkäufe wird auch auf die erhöhten Hypothekarkredite zurückgeführt (die auf umgerechnet ca. u$s 600 Mio. stiegen), bei denen die Pesos in Dollar gewechselt werden, die der Verkäufer fordert. Wohnungskäufe werden weitgehend in Dollar getätigt, auch wenn in der Übertragungsurkunde dann Pesos stehen.
***
Die Maisproduktion wird dieses Jahr auf 42 Mio. Tonnen geschätzt, und ist zum ersten Mal in 20 Jahren höher als die von Sojabohne, die nur 37,6 Mio. Tonnen erreichen wird. Sojabohne wurde stärker als Mais von der Dürre betroffen. Ohne Dürre sollten es bei Mais 52 Mio. und bei Sojabohne 53 Mio. Tonnen gewesen sein.
***
Die Regierung der Stadt Buenos Aires hat eine Tariferhöhung bei der U-Bahn von $ 7,50 auf $ 11 im Mai und $ 12,50 im Juni verfügt. Dabei werden die Rabatte für Benutzer der U-Bahn, die sie oft verwenden, beibehalten. Bei 21 Fahrten im Monat wird der Tarif $ 8,80 betragen, und bei 31 und mehr $ 7,70. Diese Differenzierung der Tarife gemäß Zahl der Fahrten ist nur dank dem elektronischen SUBE-System möglich geworden, bei dem die einzelnen Fahrten registriert werden. Die Erhöhungen wurden, wie üblich, bei der öffentlichen Audienz, die politisch von der Opposition beherrscht war, beanstandet, aber nicht verhindert. Der neue Tarif ist auch nicht kostendeckend und dürfte gesamthaft um die Hälfte der Kosten decken. Die andere Hälfte zahlen die Steuerzahler der Stadt.
***
Die Supermärkte, die das INDEC, erfasst, erreichten im Februar einen Umsatz von $ 30,13 Mrd., 22,9% über dem gleichen Vorjahresmonat. Bei einer Zunahme des Indices der Konsumentenpreise in 12 Monaten zum Februar von 25,4% bedeutet dies eine reale Abnahme, die zum Teil eine absolute Mengenabnahme wiedergibt, aber zum Teil auch auf den Übergang auf billigere Produkte und Marken zurückzuführen ist. Bei dieser Statistik sind ohnehin die chinesischen u.a. selbstständige Supermärkte und Selbstbedienungsgeschäfte nicht eingeschlossen, die angeblich ihren Anteil am Gesamtkonsum in der genannten Periode erhöht haben.
***
Die Shopping-Centers, die das INDEC erfasst, wiesen im Februar einen Umsatz von $ 4,49 Mrd. aus, 24,1% über dem gleichen Vorjahresmonat.
***
Die Zeitung “Clarín” berichtet, mit Hinweis auf offizielle Quellen, über den Umfang der Subventionen für elektrischen Strom und Gas. 2015, unter der Regierung von Cristina Kirchner hatten sie umgerechnet u$s 12 Mrd. erreicht. Macri hat sie inzwischen stark gesenkt, so dass für 2018 u$s 4,3 Mrd. vorgesehen sind. Für 2019 sollen es dann angeblich, nach Vorstellung der Regierung, um die u$s 2 Mrd. sein. Während den 12 Jahren der Kirchner-Regierungen machten diese Subventionen insgesamt über u$s 100 Mrd. aus.
***
Die Hotels der Familie Kirchner in Calafate, Provinz Santa Cruz, sind geschlossen und verfallen zunehmend. Nur das Hotel Alto Calafate ist noch geöffnet, hat jedoch auch unbezahlte Schulden. Das Hotel Las Dunas ist geschlossen und schuldet $ 300.000 an Strom, und hat außerdem noch Schulden wegen unbezahlter Gaslieferungen und Gemeindegebühren. Diese Hotels waren von vorneherein eine Fehlinvestition, weil der Tourismus sich auf den Gletscher beschränkt, den man auch nicht ewig betrachtet. Sonst bietet die Gegend den Touristen nichts, wobei es dort kalt und windig ist, und im Winter um 4 Uhr die Nacht beginnt. Die Hotels wurden für Übertragung von Gewinnen der Unternehmen von Lázaro Báez und Cristóbal López auf die Kirchners eingesetzt, mit Hotelzimmern, die bezahlt, aber nicht besetzt wurden. Ebenfalls verpflichtete Aerolíneas Argentinas Zimmer, obwohl die Übernachtung in Calafate keinen Sinn hatte. All das hat ab Dezember 2015 aufgehört.
***
Das Institut für Fiskalstudien IARAF (“Instituto Argentino de Análisis Fiscal”) hat ermittelt, dass die Last von nationalen und provinziellen Steuern und Gebühren der Gemeinden, einen Aufschlag von durchschnittlich 37% auf Tarife öffentlicher Dienste darstellt. Davon entfallen 21% auf die MwSt., 5% auf die provinzielle Bruttoumsatzsteuer und 11% auf andere provinzielle Steuern und Gebühren der Gemeinden. Die Belastung ist jedoch regional sehr unterschiedlich.
***
Die Nationale Außenhandelskommission, die im Handelssekretariat tätig ist, hat einer Klage der Firma Alladio, mit Fabrik in Córdoba, wegen Dumping beim Import von Geschirrwaschmaschinen aus China und der Türkei stattgegeben, und einen Sonderzoll von 54% im ersten und 33% im zweiten für 5 Jahre verfügt. Die geschädigte Firma hat einen hohen Schaden wegen dieser Importe nachgewiesen.
***
Das Transportministerium hat am Montag der Vertrag für den Kauf von 200 elektrisch angetriebenen Passagierwaggons für u$s 278 Mio. unterzeichnet. Die ersten Einheiten sollen Mitte 2019 eintreffen. Die Vorortbahn Roca, die von Constitución nach den südlichen Vororten führt, erweitert dadurch ihre Transportkapazität um 20%. Insgesamt hat die Macri-Regierung 1.500 Passagierwaggons für die Vororteisenbahnen bestellt, die den Bestand von gegenwärtig 1.346 Einheiten um 120% erhöhen.
***
Der EMAE-Index des Indec (“Estimador mensual de la actividad económica”, der eine grobe Schätzung des BIP ist) lag im Februar 2018 um 5,1% über dem gleichen Vorjahresmonat, womit das erste Bimester um 4,7% über dem Vorjahr lag. Doch im Februar 2017 lag der EMAE um 2,6% unter Februar 2016, sodass ein Teil der diesjährigen Zunahme auf die Erholung nach dem vorjährigen Rückgang entfällt. Die Zunahmerate vom Februar 2018 ist die höchste seit Juni 2015. Am höchsten waren die Zunahmeraten bei der Bauwirtschaft (+12,7%), dem Handel (+7,9%), den Finanzen (+7,4%) und der Industrie (+5,8%).
***
Die Getreidebörse von Buenos Aires rechnet für dieses Jahr mit einer mit Weizen gesäten Fläche von 5,9 Mio. ha, 3,5% mehr als 2017. Das entspricht etwa der traditionell bebauten Fläche. Ebenfalls rechnet die Getreidebörse mit einer intensiveren Düngung, die zu höheren Erträgen führt. Doch die Ernte hängt auch weitgehend von den klimatischen Bedingungen ab, die zunächst ungewiss sind.
***
Der Staat wird unmittelbar sechs große Immobilien in der Stadt Buenos, die ihm gehören, verkaufen, und erwartet dabei Einnahmen von umgerechnet u$s 326 Mio. Es handelt sich um folgende Immobilien: 1. Das Gebäude an der Avenida del Libertador, bei der Bahnstation Retiro; 2. Ein Grundstück bei der Eisenbahn im Viertel Colegiales. 3. Weitere Grundstücke befinden sich in Palermo, Villa Urquiza und Saavedra. In allen Fällen darf nur 35% bebaut werden, während 65% für öffentliche Plätze bestimmt wird.
***
Der Chef der Stadtverwaltung von Buenos Aires, Horacio Rodriguez Larreta, kündigte am Dienstag die Abschaffung der Bruttoumsatzsteuer von 4% auf den Konsum von elektrischem Strom an, was jedoch vom Stadtparlament genehmigt werden muss. Außerdem gab er die Verschenkung von 5 Mio. LED-Lampen an die lokale Bevölkerung bekannt, mit denen eine erhebliche Ersparnis beim Stromkonsum erzielt wird. Das stellt eine Ausgabe von $ 300 bis $ 500 Mio. dar. Die Stadtverwaltung sei schon weitgehend auf LED-Lampen übergegangen und habe dabei eine Ersparnis beim Stromkonsum von 40% erreicht.
***
Im März 2018 wies die Handelsbilanz ein Defizit von u$s 611 Mio. aus, 30% unter dem Vorjahr, bei Exporten von u$s 5,35 Mrd. (+17,2% gegenüber dem Vorjahr) und Importen von u$s 5,96 Mrd. (+8,8%). Im 1. Quartal 2018 erreichte das Handelsbilanzdefizit u$s 2,49 Mrd., 21,3% mehr als im Vorjahr. Der Export von Rohstoffen (Landwirtschaft und Bergbau) stieg interannuell um 29,8%, der von Industrieprodukten auf landwirtschaftlicher Grundlage um 2,2% und der von reinen Industrieprodukten um 22,6%.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Das Defizit der Finanzen des brasilianischen Bundestaates, einschließlich ZB und Pensionierungssystem, aber ohne Zinsen auf die Staatsschuld, stieg im März 2018 auf umgerechnet u$s 7,1 Mrd., was sich mit einem Defizit von u$s 3,2 Mrd. im gleichen Vorjahresmonat vergleicht. Das Defizit setzt sich folgendermaßen zusammen: Schatzamt: u$s 1,3 Mrd., Pensionierungssystem: u$s 5,77 Mrd., und ZB u$s 12 Mio. Präsident Michel Temer bemüht sich um eine Reform des Pensionierungssystems, das in vielen Aspekten irrational und untragbar großzügig ist, konnte sich bisher jedoch nicht im Parlament durchsetzen.
***
Geschäftsnachrichten
Shell
Die lokale Shell gab am Dienstag bekannt, dass sie ihre Raffinerie in Dock Sud und ihre 645 Tankstellen im Land, sowie das Geschäft mit Pressgas (LPG), das Exportgeschäft und die Versorgung von Brennstoffen für Schiffe und Flugzeuge, und auch den Verkauf von Asphalt, Chemikalien und Schmiermitteln, für u$s 950 Mio. an die brasilianische Raizen verkauft habe, an der der internationale Shell-Konzern mit 50% beteiligt ist. Shell bleibt jedoch in Argentinien tätig, jetzt nur beim sogenannten “Upstream”, wobei das Unternehmen im Gebiet von Vaca Muerta Erdöl und Gas fördern will. Raizen wird weiter die Marke Shell für die lokalen Tankstellen verwenden.
Raizen ist in Brasilien führend auf dem Gebiet der Erzeugung von Zucker (4,7 Mio. Tonnen im Jahr, mit 860.000 ha Zuckerrohr) und Ethanol, und befasst sich auch mit der Brennstoffversorgung in 68 Flugplätzen und Verteilungsstellen. Der Umsatz von Raizen erreichte umgerechnet u$ 24 Mrd. im Jahr 2017.
Der Verkauf des lokalen Downstream-Geschäftes passt in die Strategie von Shell, weltweit Aktiven für u$s 30 Mrd. zu veräußern, um die Schuldenlast zu verringern, die infolge von Zukäufen und Investitionen entstanden ist. In diesem Sinn ist Shell schon aus ihren Geschäften in Brasilien und Chile ausgestiegen.
Crucianelli
Dieses Familienunternehmen, das jetzt von der dritten Generation verwaltet wird, erweitert die Fabrik für Landwirtschaftsmaschinen in Armstrong, Provinz Santa Fé, von gegenwärtigen 5.000 qm bedeckter Fläche auf 25.000 qm. Hier soll hauptsächlich die Saatmaschine “Air Planter” erzeugt werden, die mit letzter Technologie ausgestattet ist. Es handelt sich um eine Investition von u$s 15 Mio. In einer zweiten Etappe soll dann die Fabrik weiter automatisiert werden, mit Roboters, die zu den schon eingesetzten acht hinzukommen.
Raul Crucianelli, der die Firma kontrolliert, ist auch Präsident der Kammer der Fabrikanten von Landwirtschaftsmaschinen (Cafma).
Camuzzi Gas
Dieses Gasverteilungsunternehmen kündigte Investitionen in Höhe von $ 1,8 Mrd. in diesem Jahr an, die in neuer Infrastruktur bestehen und zu den $ 1 Mrd. hinzukommen, die schon investiert wurden. Das Unternehmen erweitert das Leitungsnetz mit 250.000 Metern Röhren und erneuert 58 Pumpstationen. Dabei wurden 2.000 Arbeitnehmer beschäftigt.
BYD
Dieses chinesische Großunternehmen hat ein Projekt in Angriff genommen, das in der Errichtung einer Fabrik für die Montage elektrisch angetriebener Omnibusse besteht, die im Industriepark auf der Straße 6 für u$s 75 Mio. errichtet werden soll.
BYD (“build your dreams”) wurde 1993 gegründet und beschäftigt heute 230.000 Personen in verschiedenen Ländern, von denen 15.000 Ingenieure sind. 2017 erreichte die Firma einen Gesamtumsatz von ca. u$s 20 Mrd.
Edelweiss
Die Regierung hat diesem Schweizer Luftfahrtunternehmen die Genehmigung für direkte Flüge von Ezezia nach Zürich erteilt. Dies erfolgte im Rahmen eines Verständigungsabkommens zwischen den Luftfahrtbehörden beider Länder, das im Dezember 2017 unterzeichnet wurde. Im November 2018 soll der Dienst beginnen, mit zwei wöchentlichen Flügen. Der erste Flug ist ab Zürich für den 7. November vorgesehen.
Carrefour
Diese Supermarktkette, die zum gleichnamigen französischen Konzern gehört, hat am Freitag der Vorwoche ein Abkommen mit der Gewerkschaft der Handelsangestellten und dem Arbeitsministerium abgeschlossen, durch das die Firma die Genehmigung erhält, an die tausend Angestellten einen freiwilligen Austritt mit einer Entschädigung von bis zu 150% des gesetzlichen Betrages zu bieten, und außerdem eine Verringerung des Unternehmensbeitrages zum Pensionierungssystem um 50% für die ganze Belegschaft auf 18 Monate erhält. Das Präventivverfahren bleibt weiter bis März 2021 offen, so dass weitere Krisenmaßnahmen vereinbart werden können.
Carrefour plant eine tiefe Umstrukturierung, mit Teilumwandlung der großen Supermärkte in Grossistenmärkte und Schließung von kleineren Selbstbedienungsläden Express und Market.
Aerolíneas Argentinas
Vorstandspräsident und Geschäftsführer Mario Dell’Aqua gab bekannt, dass die Exekutivklasse bei Inlandsflügen abgeschafft werde, was erlaubte 16 bis 19 zusätzliche Plätze in den Flugzeugen zu schaffen. Transportminister Guillermo Dietrich wies darauf hin, dass die für Inlandsflüge eingesetzten Flugzeuge durch größere ersetzt werden, die niedrige Kosten pro Passagier haben, wobei dabei auch die Gesamtkapazität erhöht werde.
Volkswagen
Die argentinische Tochtergesellschaft der deutschen VW bestätigte eine Investition von u$s 150 Mio. in ihrer Getriebefabrik in Córdoba. Der Direktor für Südamerika, Pablo Di Si, teilte dies persönlich Präsident Mauricio Macri mit. Wenn man die Investition in der Fabrik in Pacheco hinzurechnet, gelangt man insgesamt u$s 800 Mio. in sechs Monaten. In Córdoba soll jetzt ein neues Getriebe für sechs Geschwindigkeiten hergestellt werden, das besonders für den Export nach Brasilien bestimmt ist.
Buquebus
Dieses Unternehmen, dass den Schiffsverkehr zwischen Argentinien und Uruguay betreibt, hat die Errichtung einer Solaranlage für Stromerzeugung im Hafen von Buenos Aires in Angriff genommen, und dabei die erste Etappe, mit 440 KwSt. schon fertiggestellt, die 70% des Energiebedarfs des Unternehmens deckt. In einer zweiten Etappe werden dann 560 KwSt. hinzugefügt, womit ein Überschuss an Strom erreicht wird.
All dies ist in einem Investitionsplan von u$s 189,5 Mio. eingeschlossen, der sich auf die Periode bis 2020 bezieht und auch die Erweiterung der Büros und der Flotte einschließt. Buquebus hat auch ein großes Schiff in Australien in Auftrag gegeben, das mit Pressgas (GNL) angetrieben werden soll und eine Investition von u$s 130 Mio. darstellt.
u$s 15 Mio. vorgesehen.
Wirtschaftsübersicht
Die Problematik der Tarife öffentlicher Dienste
Von Juan E. Alemann
Die Tarife öffentlicher Dienste waren unter den Kirchner-Regierungen systematisch unter den Kostenzunahmen zurückgeblieben, wobei sie von Anfang an, also nach der Abwertung von 2002, nicht entfernt kostendeckend waren. Damals wurden Konzessionsverträge, die sich auch auf kostendeckende Tarife bezogen, von der Duhalde-Regierung einseitig außer Kraft gesetzt, ein Zustand, der einen klaren Rechtsbruch darstellt und auf Dauer unhaltbar ist. Dies hat zu unzähligen Klagen vor dem Schiedsgericht der Weltbank INCSID (auf spanisch CIADI) geführt, von denen einige immer noch nicht entschieden wurden.
Diese Tarifpolitik wurde unter Macri teilweise korrigiert; aber es fehlt immer noch eine Rahmenordnung, die vor allem bestimmt, dass den Betreibern ein kostendeckender Tarif zugestanden wird, der entweder von den Kunden über die Tarife oder vom Staat über Subventionen gezahlt wird. Dabei muss auch bestimmt werden, wer die Instandhaltungskosten und die Investitionen bestimmt, durchführt und finanziell trägt. Hier muss es eine enge Zusammenarbeit ziwschen Unternehmen und Staat geben. Öffentliche Dienste hängen immer stark vom Staat ab, und das muss genau bestimmt werden, um Willkürlichkeiten zu vermeiden.
Die private Betreibung, die in den 90er Jahren unter Menem eingeführt wurde, hat zu einer viel höheren Effizienz geführt, und das wird kaum erwähnt, so dass linke Gruppen u.a. immer noch eine Rückverstaatlichung befürworten. Dabei bestätigen die einzelnen Fälle, in denen die Kirchners in diesem Sinn vorgegangen sind, dass der Staat ein schlechter Verwalter ist, der die Kosten unnötig erhöht. Als das Wasserunternehmen Aguas Argentinas rückverstaatlicht wurde, wurden sofort um die tausend zusätzliche Arbeiter und Angestellte eingestellt, die überflüssig waren, und das Unternehmen geriet in die Verlustzone. Der Gewinn der Betreiber öffentlicher Dienste muss so weit wie möglich an die Effizienz gekoppelt werden, wobei grundsätzlich erklärt werden muss, dass der Gewinn im Wesen mit Effizienz und nicht mit einem Aufpreis gezahlt wird, wie es die marxistische Doktrin darstellt.
Die Kirchner-Politik der niedrigen Tarife, die beiläufig das Realeinkommen der Bevölkerung erhöhte, ist ein wesentlicher Teil der Demagogie jener Regierung, die man heute als Populismus bezeichnet, der im Wesen darin besteht, dass nur kurzfristig gedacht wird und das zukünftigte Problem, das dabei entsteht, ignoriert wird. Es war von vorneherein klar, dass die Macri-Regierung diesen Zustand korrigieren, und beiläufig eine langfristige Politik auf diesem Gebiet einleiten musste, um eine Katastrophe wie in Venezuela zu vermeiden. Das ist inzwischen gelungen, und es ist keine Kleinigkeit. Aber es fehlt noch viel, um die Arbeit zu vollenden.
Der Übergang von extrem niedrigen Tarifen auf solche, die zumindest einen großen Teil der Kosten decken, wirkt allgemein traumatisch, aber ganz besonders in bestimmten Fällen, in denen die Zunahme das Familieneinkommen derart beeinträchtigt, dass die Familie ihren Grundbedarf nicht mehr decken kann. Für diese Fälle wurde ein Sozialtarif eingeführt, der stark subventioniert ist. Doch in einigen Fällen geht die Rechnung auch so nicht auf, und in vielen anderen betrifft dies Familien, die den normalen Tarif zahlen. Sind es nur Ausnahmen, oder handelt es sich um ein allgemeineres Phänomen? Das wurde von der Regierung nicht geklärt. Auf alle Fälle sollte es eine systematische Behandlung der kritischen Fälle geben, an erster Stelle indem der Dienst bei Zahlungsausfall nicht sofort unterbrochen wird. Das muss geregelt werden, um Willkürlichkeit und Missbrauch zu vermeiden.
Die Politisierung des Themas
Es ist unvermeidlich, dass ein Thema wie dieses politisiert wird. Für die Opposition war es ein gefundenes Fressen, und so konnten Kirchneristen, besonders ihre Stosstruppe “La Cámpora”, Gewerkschaften, extrem linke Parteien und soziale Gruppen am Donnerstag der Vorwoche einen großen Aufmarsch organisieren, mit dem sie zeigen wollten, dass die Regierung sich in der Minderheit befindet und nächstes Jahr abgewählt werden muss.
Doch auch innerhalb der Regierungskoalition Cambiemos haben die Partner aus dem Radikalismus (UCR) und die Gruppe von Lilita Carrió (Coalición cívica) Kritik geübt und eine Revision der Tarifpolitik gefordert. Alfredo Cornejo, Gouverneur von Mendoza und Präsident der UCR, wies jedoch darauf hin, dass seine Stellungnahme kein Angriff auf die Macri-Regierung sei, sondern ein Diskussionsbeitrag. In der Tat bedarf das Thema einer Diskussion, der eine Aufklärung vorangehen sollte, die auf alle Fälle die Kritik entschärft. Präsident Macri hat dem politischen Druck nicht nachgegeben, sondern nur eine kleine Korrektur gestattet, die in der Zahlung eines Teils des Gastarifs in Raten besteht, so dass sich die klimatisch bedingten hohen Winterrechnungen auf die Frühlings- und Sommermonate verteilen, in denen nicht mehr geheizt wird. Es ist klar, dass ein Präsident, der etwas von Politik versteht, bei einem Großangriff auf die Regierung nicht nachgeben kann, auch wenn er später, wenn sich die Gemüter beruhigt haben, die Initiative ergreift, und den Kritikern, ohne es ausdrücklich zu sagen, in einigen Aspekten entgegenkommt. Macri weiß jetzt auf alle Fälle, dass der Regierung weitere Tariferhöhungen über die allgemeine Teuerung hinaus, die immer noch notwendig sind, schwer fallen werden. Die relativen Preise, also von Tarifen gegenüber anderen Preisen und auch Löhnen, sind jetzt stillschweigend eingefroren worden. Die Regierung muss sich mit Subventionen für öffentliche Dienste als Teil des Systems abfinden, und sehen wie sie dies finanziert. Einfach ist der Fall gewiss nicht.
Die fehlende Erklärung
Die Regierung ist eine Gesamterklärung des Themas schuldig geblieben, was sie immer noch nachholen kann. Im allgemeinen wissen Regierungen ihre Politik nicht richtig zu erklären, und Macri ist keine Ausnahme. Es geht bei den Tarifen um folgendes:
- Die Tarife decken auch nach den Erhöhungen, die bisher schon erfolgten, nicht die vollen Kosten. Es müssen Zahlen über den Prozensatz der Subvention bei Strom, Gas, fließendem Wasser und öffentlichem Personentransport gegeben werden, wie sie vor Dezember 2015 waren und sich danach entwickelt haben. Es muss dabei klargestellt werden, dass die Subventionen mit Steuern oder Verschuldung gedeckt werden, wobei in beiden Fällen schon Grenzen erreicht wurden, die nicht überstiegen werden sollten. Der beschränkte Handlungsspielraum der Regierung muss hervorgehoben werden.
- Es ist in diesem Zusammenhang auch wichtig, die Kosten der einzelnen Bereiche zu klären. Denn es besteht weitgehend das Vorurteil, dass die Unternehmen, die die öffentlichen Dienste bieten, viel verdienen und jetzt noch mehr verdienen werden. Das ist allgemein nicht der Fall. Bei der Stromwirtschaft entscheidet die Regierung einmal, wie viel auf die reinen Betriebskosten und auch für Instandhaltung und notwendige kleinere Investitionen aufgeschlagen wird, und dann auch, wie hoch die Bruttomarge der Unternehmen sein soll. Dabei muss auch bestimmt werden, wie hoch der Anteil der Steuern an den Tarifen ist. Die MwSt. von 21% wird von Unternehmen mit ihrer MwSt. verrechnet; aber bei Haushalten ist dies nicht möglich. Hinzu kommen dann noch die provinzielle Bruttoumsatzsteuer, und allerlei Sondersteuern und Gebühren der Gemeinden. Das Ganze wird dann zum Teil durch die Tarife gedeckt, die die Kunden zahlen, und zum anderen durch das Schatzamt.
- Was die Unternehmen netto verdienen, die den Strom erzeugen, die ihn zum Teil auf lange Strecken transportieren und die, die ihn dann an die Verbraucher liefern, dürfte unbedeutend sein. Unter den Kirchners haben sie Geld verloren. Doch das muss genau bekanntgegeben werden, weil die Opposition hier die populäre Vorstellung nutzt, dass die Privatunternehmen immer sehr viel verdienen, und der Fall ohne diese Gewinne gelöst werden kann. Der Bereich, in dem es gelegentlich höhere Gewinne gibt, betrifft die Erdöl- und Gasförderung, wo die Gewinne jedoch meistens investiert werden. Netto dürfte bei Betreibern öffentlicher Dienste für die Aktionäre sehr wenig verbleiben, in vielen Fällen gar nichts, wie es sich aus den Bilanzen der Unternehmen ergibt, die an der Börse kotieren. Lilita Carrió erklärte, sie wolle die Zahlen der Unternehmen sehen, und dabei hat sie recht. Doch wenn sie hohe Gewinne erwartet, dürfte sie wohl enttäuscht werden.
- Es muss erklärt werden, dass es sich grundsätzlich um ein Problem der Bundeshauptstadt und deren städtischer Umgebung handelt, also das Gebiet, das als Groß Buenos Aires bezeichnet wird. Im Landesinneren liegen die Tarife allgemein schon viel höher. Das bedeutet, dass bei einer Gesamtrechnung der Fall so aussieht, dass das Gebiet mit dem höchsten Pro-Kopf-Bruttoinlandsprodukt des Landes von Gebieten mit niedrigem Pro-Kopf BIP subventioniert wird.
- Höhere Tarife haben auch eine Wirkung auf das Verhalten der Konsumenten. Der Konsum kann, vor allem beim elektrischen Strom, spürbar gesenkt werden, ohne Wohlstand zu opfern. Präsident Macri besteht besonders auf diesem Aspekt des Themas. Die Luftkühlapparate müssen auf 24 statt 18 Grad eingestellt werden, und in Räumen, wo sich niemand befindet, abgeschaltet werden; traditionelle Glühlampen müssen durch Sparlampen ersetzt werden (was schon weitgehend geschehen ist), und die elektrische Heizung muss nur eingesetzt werden, wenn es wirklich notwendig ist, wobei die Menschen sich eben im Winter auch zu Hause wärmer bekleiden müssen. Die Regierung hat schon Zahlen bekanntgegeben, die zeigen, dass der Stromkonsum pro Kopf in Montevideo und Santiago de Chile unverhältnismässig niedriger als in Buenos Aires ist. Wenn beim Stromkonsum gespart wird, nimmt der Investitionsbedarf für neue Kraftwerke ab, was viel Geld spart und auch bei der Gesamtrechnung berücksichtigt werden muss.
- Was den Gaskonsum betrifft, so muss auch darauf hingewiesen werden, dass in den letzten Jahren viele Apartmentwohnungen gebaut wurden, die keine Gaszufuhr haben, so dass alles elektrisch ist. Die elektrische Heizung der einzelnen Wohnungen ist rationeller als die Zentralheizung mit Gas, weil sich dabei jede Familie ihren Gewohnheiten anpasst. Wo alle arbeiten und die Wohnung tagsüber leer ist, braucht nur am Abend und eventuell am frühen Morgen geheizt zu werden.
- Beim Gas muss ebenfalls darauf hingewiesen werden, dass ein großer Teil der Bevölkerung Flaschengas konsumiert, das viel teurer ist.
- Der öffentliche Personentransport, ganz besonders in Groß Buenos Aires, stellt ein besonderes Problem dar. Dieser Fall wurde bei der jüngsten Diskussion überhaupt nicht erwähnt. Hier ist die Subvention nicht wegzudenken, weil viele Menschen täglich von den Außenbezirken in die Stadt reisen und den vollen Tarif nicht verkraften könnten. Die Regierung hat hier jedoch bei der jüngsten Tariferhöhung, die schrittweise vollzogen wird, die Subvention rationeller gestaltet, mit einem Rabatt für diejenigen, die täglich zwei oder drei Transportmittel benutzen. Eine rationelle Gestaltung der Subventionen wurde auch beim Strom eingeführt, mit einer höheren Progression beim Konsum, so dass Familien mit höherem Einkommen, die eben mehr Strom verbrauchen, keine oder eine geringere Subvention erhalten.
- Die öffentlichen Dienste erfordern hohe Investitionen. Dies sollte in Einzelheiten erklärt werden, besonders was die Finanzierung betrifft. Ein Teil der Investitionen wird von den Unternehmen finanziert, direkt (über den Gewinn) oder weil die Amortisationen und Zinsen der Kredite, mit denen sie finanziert wurden, als Kosten berechnet werden. Doch ein Teil entfällt auch auf den Staat, der in vielen Fällen die Finanzierung übernimmt. Das ist besonders bei der Versorgung mit fließendem Wasser und der Wasserentsorgung der Fall, in die gegenwärtig besonders viel investiert wird. Auf alle Fälle sind hohe Investitonen bei öffentlichen Diensten mit niedrigen Tarifen unvereinbar, weil der Staat überfordert ist, wenn er hohe Subventionen für die Deckung der Kosten der Betreiber zahlt, und dann noch hohe Beträge für Investitionen beisteuert.
- Die soziale Komponente der Tarife muss genau erklärt werden. Beim Strom geht es um den Sozialtarif, der 4,3 Mio. Haushalte von insgesamt 14 Mio. umfasst, die dem Stromnetzt angeschlossen sind. Dabei muss erklärt werden, welche Kriterien für den Einschluss in den Sozialtarif bestehen (so dass ihn eventuell auch Familien beanspruchen können, die jetzt nicht eingeschlossen sind und den erhöhten Tarif nicht zahlen können), und wie hoch die Differenz zum Normaltarif ist. Ebenfalls muss erklärt werden, wie sich die Tarife, sowohl die normalen wie die verbilligten, im Verhältnis zum Einkommen der einzelnen Bevölkerungsgruppen auswirken. Allgemein haben sich die Tariferhöhungen, die die Macri-Regierung vollzogen hat, viel stärker auf den Mittelstand als auf die ärmeren Bevölkerungsschichten ausgewirkt. Der Mittelstand wird, wie auch die Oberschicht, zusätzlich von der starken Erhöhung des Benzinpreises und der Tarife für das Stationieren der Autos im Stadtzentrum betroffen. Die Oppositionsgruppen stellen die Dinge genau umgekehrt dar.
Das Thema der Tarife öffentlicher Dienste kann nicht mehr unter den Teppich gefegt oder einfach als unabänderliche Tatsache dargestellt werden. Es kann und muss eingehend erklärt werden, wobei dann die politische Entscheidung getroffen werden muss, wie weit die Kosten der Dienste über den Tarif und wie weit über Subventionen getragen werden. Und wenn es Subventionen sein sollen, muss auch diskutiert werden, woher das Geld kommen soll.
Die Regierung sollte diesen Themen nicht ausweichen, sondern sich um eine eingehende und ständige Erklärung bemühen, bei der es schließlich darum geht, den Gegensatz zwischen Rationalität und Populismus klar zu machen. Und dann muss vermieden werden, dass Ausnahmefälle als allgemein betrachtet werden. Extreme soziale Situationen müssen eben einzeln behandelt werden, und das sollte nicht viel kosten.